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§ 1 Name, Sitz, Geschäftsjahr

Der Verein führt den Namen „Verein zur Unterstützung des Institute for
Indian Mother and Child“ und führt nach Eintragung in das Vereinsregister
den Zusatz „e.V.“.
Der Verein hat seinen Sitz in Lübeck.
Das Geschäftsjahr des Vereins ist das Kalenderjahr.

§ 2 Der Zweck des Vereins

Zweck des Vereins ist die Unterstützung des Institute for Indian Mother and
Child (IIMC), das in Kalkutta tätig ist und dort bzw. der ländlichen Umgebung
Kalkuttas zwei Krankenhäuser, diverse Schulen und Ambulanzen sowie
andere Einrichtungen zur Förderungen indischer Mütter und Kinder betreibt.
Die Arbeit des Vereins dient somit der Förderung der
Entwicklungszusammenarbeit im Sinne des § 52 Abs. 2 Satz 1 Nr. 15 AO und
verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne
des Abschnitts „Steuerbegünstigte Zwecke“ der Abgabenordnung.

Der Satzungszweck wird verwirklicht insbesondere durch folgende
Maßnahmen:

- Werbung und Öffentlichkeitsarbeit für IIMC-Schulkinderpatenschaften
und die IIMC Bildungsprojekte (Schulgeld, Kleidung, Schulbau usw.)

- Finanzielle und ideelle Unterstützung medizinischer, schulischer und
sozialer Einrichtungen des IIMC

- Finanzielle und ideelle Unterstützung von IIMC-Projekten der
ländlichen Entwicklungshilfe

- Finanzielle und ideelle Unterstützung der Projekte des „IIMC Women
Empowerment“ und des „IIMC Women Peace Council“ zur Stärkung
von Frauen und Mädchen durch z.B. Mikrokredite „Cow Project“,
Erwachsenenbildung, Berufsausbildung

- Individuelle finanzielle Unterstützung einzelner Patenkinder bzw.
IIMC-Absolventen und IIMC-Angehöriger für höhere
Bildungsabschlüsse, Studium und spezialisierte Berufsausbildung im
Rahmen eines „Ausbildungsfonds“, insbesondere wenn die
weiterführende Ausbildung dem "Institute for Indian Mother and
Child" Kalkutta zu Gute kommen kann.



Der Verein ist selbstlos tätig; er verfolgt nicht in erster Linie eigen-
wirtschaftliche Zwecke. Mittel des Vereins dürfen nur für die
satzungsgemäßen Zwecke verwendet werden.

Alle Inhaber von Vereinsämtern sind ehrenamtlich tätig. Die Mitglieder
erhalten keine Gewinnanteile und in ihrer Eigenschaft als Mitglieder auch
keine sonstigen Zuwendungen aus Mitteln des Vereins. Es darf keine Person
durch Ausgaben, die dem Zweck des Vereins fremd sind, oder durch
unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden.

Jeder Beschluss über die Änderung des Satzungszweckes ist vor dessen
Anmeldung beim Registergericht dem zuständigen Finanzamt vorzulegen.

§ 3 Erwerb der Mitgliedschaft

Mitglied des Vereins kann jeder werden, der die Zwecke des Vereins
unterstützt. Über den schriftlichen Antrag entscheidet der Vorstand.

§ 4 Beendigung der Mitgliedschaft

Die Mitgliedschaft endet

a) durch freiwilligen Austritt
b) mit dem Tod des Mitglieds

Der freiwillige Austritt erfolgt durch schriftliche Erklärung gegenüber einem
Mitglied des Vorstands. Er ist nur zum Schluss eines Kalenderjahres unter
Einhaltung einer Kündigungsfrist von drei Monaten zulässig.

§ 5 Mitgliedsbeiträge

Von den Mitgliedern werden Beiträge erhoben. Die Höhe des Jahresbeitrags
und dessen Fälligkeit werden von der Mitgliederversammlung bestimmt.

§ 6 Organe des Vereins

Organe des Vereins sind
a) der Vorstand
b) die Mitgliederversammlung



§ 7 Der Vorstand

Der Vorstand des Vereins besteht aus drei Personen, nämlich der/dem
Vorsitzenden, der Schatzmeisterin/dem Schatzmeister und der
Schriftführerin/dem Schriftführer. Jedes Vorstandsmitglied ist allein
vertretungsberechtigt.
Im Innenverhältnis zwischen Vorstand und Verein gilt, dass
Rechtsgeschäfte mit einem Geschäftswert über 3000 € für den Verein nur
verbindlich sind, wenn alle Mitglieder des Vorstands ihre Zustimmung
schriftlich erteilen.

§ 8 Die Zuständigkeit des Vorstands

Der Vorstand ist für die Angelegenheiten des Vereins zuständig, soweit sie
nicht durch die Satzung einem anderen Vereinsorgan zugewiesen sind. Er
hat vor allem folgende Aufgaben:

1. Vorbereitung der Mitgliederversammlung und Aufstellen der
Tagesordnung

2. Einberufung der Mitgliederversammlung
3. Ausführung der Beschlüsse der Mitgliederversammlung

§ 9 Amtsdauer des Vorstands

Der Vorstand wird von der Mitgliederversammlung auf die Dauer von zwei
Jahren, vom Tage der Wahl an gerechnet, gewählt; er bleibt jedoch bis zur
Neuwahl des Vorstands im Amt. Jedes Vorstandsmitglied ist einzeln zu
wählen. Wählbar sind nur Vereinsmitglieder.

§ 10 Die Mitgliederversammlung

In der Mitgliederversammlung hat jedes Mitglied eine Stimme. Zur
Ausübung des Stimmrechts kann ein anderes Mitglied schriftlich
bevollmächtigt werden. Die Bevollmächtigung ist für jede Mitglieder-
versammlung gesondert zu erteilen.
Die Mitgliederversammlung ist insbesondere für folgende Angelegenheiten
zuständig:

1. Entgegennahme des Jahresberichts des Vorstands; Entlastung des
Vorstands

2. Festsetzung der Höhe und der Fälligkeit des Jahresbeitrages
3. Wahl und Abberufung der Mitglieder des Vorstands
4. Beschlussfassung über Änderung der Satzung und über Auflösung des

Vereins



§ 11 Die Einberufung der Mitgliederversammlung

Mindestens einmal im Jahr, möglichst im letzten Quartal, soll die ordentliche
Mitgliederversammlung stattfinden. Sie wird vom Vorstand unter
Einhaltung einer Frist von zwei Wochen schriftlich unter Angabe der
Tagesordnung einberufen.

§ 12 Die Beschlussfassung der Mitgliederversammlung

Die Mitgliederversammlung wird vom Vorsitzenden oder einem anderen
Vorstandsmitglied geleitet. Ist kein Vorstandsmitglied anwesend, bestimmt
die Versammlung den Leiter/die Leiterin. Bei Wahlen kann die
Versammlungsleitung für die Dauer des Wahlgangs und der
vorhergehenden Diskussion einem Wahlausschuss übertragen werden.
Die Protokollführung wird vom Versammlungsleiter an eine anwesende
Person übertragen, dies kann auch ein Nichtmitglied sein.
Die Art der Abstimmung bestimmt die Versammlungsleitung. Die
Abstimmung muss schriftlich durchgeführt werden, wenn ein Drittel der bei
der Abstimmung anwesenden Mitglieder dies beantragt.
Die Mitgliederversammlung fasst Beschlüsse im allgemeinen mit einfacher
Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen; Stimmenthaltungen bleiben
daher außer Betracht. Zur Änderung der Satzung ist jedoch eine Mehrheit
von drei Viertel der abgegebenen gültigen Stimmen, zur Auflösung des
Vereins eine solche von vier Fünftel erforderlich. Eine Änderung des Zwecks
des Vereins kann nur mit Zustimmung aller Mitglieder beschlossen werden.
Die schriftliche Zustimmung der in der Mitgliederversammlung nicht
erschienenen Mitglieder kann nur innerhalb eines Monats gegenüber dem
Vorstand erklärt werden.
Für Wahlen gilt folgendes: Hat im ersten Wahlgang kein Kandidat die
Mehrheit der abgegeben gültigen Stimmen erreicht, findet eine Stichwahl
zwischen den Kandidaten statt, welche die beiden höchsten Stimmzahlen
erreicht haben.
Über die Beschlüsse der Mitgliederversammlung ist ein Protokoll
aufzunehmen, das vom der jeweiligen Versammlungsleitung und
Protokollführung zu unterzeichnen ist. Es soll folgende Feststellungen
enthalten: Ort und Zeit der Versammlung, die Person der Versammlungs-
leitung und der Protokollführung, die Zahl der erschienenen Mitglieder, die
Tagesordnung, die einzelnen Abstimmungsergebnisse und die Art der
Abstimmung. Bei Satzungsänderungen soll der genaue Wortlaut angegeben
werden.
Während der Mitgliederversammlung besteht Rauchverbot.



§ 13 Außerordentliche Mitgliederversammlung

Der Vorstand kann jederzeit eine außerordentliche Mitgliederversammlung
einberufen. Diese muss einberufen werden, wenn das Interesse des Vereins
es erfordert oder wenn die Einberufung von einem Zehntel aller Mitglieder
schriftlich unter Angabe des Zwecks und der Gründe vom Vorstand verlangt
wird. Für die außerordentliche Mitgliederversammlung gelten die §§ 10, 11
und 12 entsprechend.

§ 14 Auflösung des Vereins

Bei Auflösung des Vereins oder bei Wegfall steuerbegünstigter Zwecke fällt
das Vermögen des Vereins an die Nichtregierungsorganisation „German
Doctors e.V.“ mit Sitz in D-53173 Bonn (Amtsgericht Bonn; Registernummer
VR9695), die es ausschließlich und unmittelbar für gemeinnützige oder
mildtätige Zwecke zu verwenden hat.

Lübeck, den 24.01.2024


